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Anlage 6 
 
Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschriften 
Wohngebiet Marbacher Straße/ Ludwigsburger Straße (Zu 252) 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
Anschreiben an die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vom  
28. Mai 2015 mit der Bitte um Stellungnahme innerhalb eines Monats 
 
 

Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

1 
Regierungspräsidi-
um Stuttgart 
Postfach 807009 
70507 Stuttgart 
 
per E-Mail am  
3. Juli 2015 
 

  
Aus raumordnerischer 
Sicht bestehen keine Be-
denken gegen den Be-
bauungsplan.  

 
Kenntnisnahme 

 
--- 
 

2 
Verkehrs- und Ta-
rifverbund Stuttgart 
GmbH 
Rotebühlstraße 121 
70178 Stuttgart 
 
per E-Mail am  
1. Juli 2015 

 
Gegen die Aufstellung des 
o. g. Bebauungsplans ha-
ben wir keine Bedenken. 
Wie beim Bebauungsplan-
verfahren „Spielberger 
Straße/Ludwigsburger 
Straße“ mit E-Mail vom 3. 
Februar 2015 allerdings 
bereits dargestellt, sollte 
der Planbereich und 
grundsätzlich das nordöst-
liche Zuffenhausen aus 
unserer Sicht besser an 
das ÖPNV-Netz angebun-
den werden. 
Wir haben uns zusammen 
mit der Fa. Knisel, der 
Stuttgarter Straßenbahnen 
AG sowie dem Tiefbauamt 
der Stadt Stuttgart diesbe-
züglich Gedanken ge-
macht. Diese wurden in 
der Arbeitsgruppe Planab-
stimmung diskutiert und 
bei einem Vor-Ort-Termin 
konkretisiert: 
Um den künftigen Bewoh-

 
Die Planung, zwei weitere 
Haltestellen an der Busli-
nie 401 einzurichten, wird 
vom Tiefbauamt weiter 
verfolgt. Eine konkrete 
Zeitplanung für den Aus-
bau der Haltestellen wurde 
allerdings noch nicht erar-
beitet.  

 
ja 



 2 

Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

nern der geplanten Wohn-
gebäude sowie generell 
dem nördlichen Zuffen-
hausen eine der Landes-
hauptstadt Stuttgart ange-
messene ÖPNV-
Anbindung zu schaffen, 
sollten im Verlauf der 
Knisel-Buslinie 401 mög-
lichst frühzeitig 

 in Fahrtrichtung 
Zazenhausen im Kreu-
zungsbereich Ludwigs-
burger Stra-
ße/Zabergäustraße 
(noch in der Ludwigs-
burger Straße) sowie  

 in Fahrtrichtung Zuf-
fenhausen Bahnhof im 
Kreuzungsbereich 
Marbacher/Beilsteiner 
Straße (hinter der Beil-
steiner Straße; in der 
Marbacher Straße) 

zusätzliche Haltestellen 
eingerichtet und von der 
Buslinie 401 bedient wer-
den. 

3 
Kabel BW GmbH 
Postfach 102028 
34020 Kassel 
 
per E-Mail am  
8. Juni 2015 

  
Die Stellungnahme vom  
4. April 2014 gilt unverän-
dert weiter.  

 
In der Stellungnahme vom 
4. April 2014 wurde um 
weitere Beteiligung am 
Verfahren gebeten. Diese 
weitere Beteiligung ist er-
folgt und wird weiter erfol-
gen.  

 
ja 

4 
Gesundheitsamt  
 
Schreiben vom  
8. Juni 2015 
 

  
Auf die für die menschliche 
Gesundheit wesentlichen 
relevanten Umweltparame-
ter wird in dem Begrün-
dungsentwurf eingegangen 
und Minimierungs- und 
Vermeidungsmaßnahmen 
benannt. Keine Einwände 
und Anregungen. Um wei-

 
Kenntnisnahme 
Das Gesundheitsamt wird 
am weiteren Verfahren 
beteiligt.   

 
--- 
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Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

tere Beteiligung am Ver-
fahren wird gebeten. 
 

5 
Deutsche Telekom 
Technik GmbH  
Postfach 50 20 20 
70369 Stuttgart 
 
Schreiben vom  
23. Juni 2015 

 
Zur Planung wurde bereits 
mit Schreiben vom 11. Ap-
ril 2014 fristgerecht Stel-
lung genommen. Die Stel-
lungnahme gilt mit folgen-
der Änderung weiter: Wir 
bitten die im beigefügten 
Bebauungsplan farbig ge-
kennzeichnete Trasse mit 
einem Leitungsrecht zu-
gunsten der Telekom 
Deutschland GmbH, Sitz 
Bonn als zu belastende 
Fläche gemäß § 9 Abs. 1 
Nr. 21 BauGB festzuset-
zen. Des Weiteren bitten 
wir die Eintragung einer 
beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit für die Tele-
kom Deutschland GmbH, 
Sitz Bonn im Grundbuch 
mit folgendem Wortlaut zu 
veranlassen:  
„Beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit für die Tele-
kom Deutschland GmbH, 
Bonn, bestehend in dem 
Recht auf Errichtung, Be-
trieb, Änderung und Unter-
haltung von Telekommuni-
kationslinien, verbunden 
mit einer Nutzungsein-
schränkung.“ 

  
Nach genauer Prüfung 
liegt die genannte Trasse 
zum einen Teil außerhalb 
des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes in der 
Verkehrsfläche der Lud-
wigsburger Straße und 
zum anderen Teil inner-
halb der festgesetzten 
Verkehrsfläche der 
Marbacher Straße und 
muss daher nicht gesichert 
werden.  

 
nein 

6 
Amt für Umwelt-
schutz 
 
Schreiben vom  
25. Juni 2015 

 
Immissionsschutz  
Bezüglich der Tiefgarage 
einschließlich Zufahrt ist zu 
beachten, dass die Immis-
sionswerte der TA Lärm für 
ein allgemeines Wohnge-
biet eingehalten werden. 
Die Zufahrt sollte auf kür-
zestem Weg von der öf-
fentlichen Straße in den 

 
Die im Bebauungsplan 
festgesetzte Fläche für die 
Tiefgaragenanlage fixiert 
die Tiefgarageneinfahrt am 
äußersten südöstlichen 
Gebietsrand. Damit wird 
der Verkehr auf dem west-
lichsten Abschnitt der 
Marbacher Straße mini-
miert. Durch die geringe 

 
ja 
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Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

eingehausten Bereich er-
folgen.  
 
 
 
 
 
 
Verkehrslärm  
Im Textteil des Be-
bauungsplans sind Fest-
setzungen nach § 9 Abs. 1 
Nr. 24 BauGB durch fol-
gende Textbausteine zu 
erweitern:  
„Entlang der Ludwigsbur-
ger Straße sind zum 
Schutz vor Verkehrslärm 
schutzbedürftige Räume 
(Schlaf- und Kinderzimmer 
sowie Aufenthaltsräume) 
durch eine Grundrissorien-
tierung an einer dem Ver-
kehrslärm abgewandten 
Gebäudefassade anzuord-
nen. Alternativ sind diese 
Räume mit Hilfe einer Ab-
schirmung, wie z. B. vor-
gehängten Fassaden, 
Laubengängen, Loggien 
etc., vor gesundheitsge-
fährdenden Lärmeinwir-
kungen zu schützen.  
Ist eine lärmabgewandte 
Grundrissorientierung oder 
Abschirmung nicht voll-
ständig möglich, müssen 
die Außenbauteile der 
schutzbedürftigen Räume 
so dimensioniert werden, 
dass die Anforderungen 
der DIN 4109 eingehalten 
werden. Desweiteren sollte 
für empfindliche Nutzun-
gen zur Ludwigsburger 
Straße hin ein komplett 
fensterunabhängiges Lüf-
tungskonzept vorgesehen 

Zahl der geplanten Stell-
plätze in der TGA (es sind 
nur ca. 20 Stellplätze vor-
gesehen) wird die Belas-
tung des Wohngebietes 
durch die Zufahrt zur Tief-
garage gering sein. 
 
Die Festsetzungen und 
Hinweise wurden gemäß 
den Vorschlägen des Am-
tes für Umweltschutz er-
weitert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
ja 
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Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

werden. Es ist ein schall-
technischer Nachweis  
nach DIN 4109 im Bauge-
nehmigungsverfahren er-
forderlich“.  
 
Hinweise:  
In der Begründung zu Zif-
fer 4.1 „Verkehrslärm“ 
(S. 9) sind aktive Schall-
schutzmaßnahmen nicht 
schalltechnisch überprüft 
worden. Sie wurden auf-
grund der städtebaulichen 
Qualität verworfen.  
 
Der Textteil des Be-
bauungsplans bei A „Pla-
nungsrechtliche Festset-
zungen nach BauGB und 
BauNVO“, Abschnitt „Um-
weltschutz“, Kapitel „Lärm-
schutz“ (S. 3) ist wie folgt 
zu ergänzen: „Im komplet-
ten Geltungsbereich des 
Bebauungsplans…“ 
  
Energie  
Es wird gebeten in der Be-
gründung, Ziffer 6 „Ener-
gie“ (S. 13), letzter Satz, 
den folgenden Teil zu 
streichen: „…und dass 
20% des Wärmebedarfes 
durch erneuerbare Ener-
gien zu decken ist.“ 
 
Stadtklima und Lufthygi-
ene 
Im Hinblick auf die voran-
gegangene Beteiligung 
bestehen aus stadtklimati-
scher Sicht keine grund-
sätzlichen Anmerkungen.  
Einige redaktionelle Anre-
gungen und Vorschläge zu 
Festsetzungen hinsichtlich 
der lufthygienischen Situa-

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur 
Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung wurde 
sinngemäß ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die entsprechende Passa-
ge in der Begründung zum 
Bebauungsplan wurde ge-
strichen.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorschläge und Anre-
gungen für redaktionelle 
Änderungen wurden in den 
Bebauungsplan eingear-
beitet.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
--- 
 
 
 
 
 
 
 
 
ja 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ja 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ja 
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Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

tion wurden direkt an 61 
übermittelt.  
 
Natur-, Grundwasser-
Bodenschutz, Altlas-
ten/Schadensfälle und 
Abwasserbeseitigung 
keine Hinweise 
 
 
  

 
 
 
Kenntnisnahme 

7 
Amt für Liegen-
schaften und Woh-
nen  
Untere Landwirt-
schaftsbehörde 
 
Schreiben vom  
16. Juni 2015 

 
Das Plangebiet war bisher 
mit einem gärtnerischen 
Mischbetrieb (gartenbauli-
che Produktion und Ge-
werbe) genutzt. Aufgrund 
der altersbedingten Be-
triebsaufgabe des Inha-
bers und fehlendem Inte-
resse aus dem Berufs-
stand wurden die bauli-
chen Einrichtungen (Ge-
wächshäuser, Beete etc.) 
abgerissen und das 
Grundstück nach unserer 
Kenntnis an Investoren 
verkauft. 
 
Zukünftig soll über ein Ver-
fahren nach § 13 a BauGB 
neuer Wohnraum geschaf-
fen werden. Aus agrar-
struktureller Sicht ist die 
städtische Innenentwick-
lung einer Inanspruch-
nahme von (landwirtschaft-
lichen) Freiflächen im Au-
ßenbereich vorzuziehen. 
 
Durch die Auflösung der 
Gärtnerei werden nun ag-
rarstrukturelle Belange 
durch den Bebauungsplan 
nicht berührt. Aus-
gleichspflichtige Eingriffe in 
Natur- und Landschaft sind 
laut vorliegenden Be-

 
Externe Ausgleichsmaß-
nahmen sind nicht vorge-
sehen, daher ist keine wei-
tere Beteiligung der unte-
ren Landwirtschaftsbehör-
de erforderlich.  

 
ja 



 7 

Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

bauungsplan minimal, ins-
besondere da es sich um 
einen Bebauungsplan der 
Innenentwicklung (gemäß 
§13 a BauGB) handelt, 
und können innerhalb des 
Plangebietes kompensiert 
werden. Damit werden 
landwirtschaftliche Belan-
ge auch nicht durch Aus-
gleichs- bzw. Kompensati-
onsmaßnahmen berührt. 
 
Aus Sicht der Landwirt-
schaft bestehen keine Be-
denken hinsichtlich des o. 
g. Bebauungsplanes.  
 
Auf eine Beteiligung im 
weiteren Verfahren kann 
verzichtet werden, sofern 
keine Kompensations- 
bzw. Ausgleichsmaßnah-
men nach dem Natur-
schutzgesetz außerhalb 
des Plangebietes erforder-
lich sind. 

8 
Netze BW GmbH 
Hackstraße 31 
70190 Stuttgart 
 
Schreiben vom 
16. Juni 2015 

 
Gegen den Bebauungs-
plan bestehen keine 
grundsätzlichen Einwen-
dungen.  
Anbei erhalten Sie Auszü-
ge aus unserem Be-
standsplanwerk aus dem 
die im Planungsgebiet vor-
handenen Kabeltrassen 
und Versorgungsleitungen 
ersichtlich sind. Im Zuge 
der Neubebauung ist ein 
neues Anschlusskonzept 
notwendig.  
 
Wir bitten Sie, den Bauin-
teressenten (Planungsbü-
ro) darauf hinzuweisen, 
dass er sich möglichst 
frühzeitig mit uns zur Pla-

 
Kenntnisnahme 
Der Investor wurde darauf 
hingewiesen, dass eine 
frühzeitige Abstimmung mit 
der Netze BW GmbH er-
folgen soll.  

 
--- 
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Lfd. Nr. Anregungen Stellungnahme 
Amt für Stadtplanung 
und Stadterneuerung 

Berück- 
sich- 
tigung 

nung der Versorgung in 
Verbindung setzt.  

 


